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B ehörden Spiegel: Frau Mar-
nich, seit Jahren gibt es immer 

wieder Angriffe auf Amtspersonen 
in deutschen Kommunen. Ist der 
Eindruck richtig, dass sich diese 
Vorfälle häufen?

Miriam Marnich: Amtspersonen 
stehen in der Öffentlichkeit. Sie 
sind die ersten, die mit Problemen, 
Unmut und Zorn der Bürgerinnen 
und Bürger konfrontiert werden. 
Angriffe auf öffentliche Personen 
gab es schon immer. Aber die Qua-
lität hat sich über die Jahre ver-
ändert. 

Behörden Spiegel: Inwiefern?

Marnich: Es gab zwei Punkte, an 
denen die Situation kippte. Der ers-
te war 2015/2016 der starke Zuzug 
von Flüchtlingen. Der zweite war 
der Mord am Kasseler Regierungs-
präsident Walter Lübcke. Sein En-
gagement für Flüchtlinge und seine 
Auseinandersetzung mit  Pegida-
Anhängern war deutschlandweit 
bekannt. Seine Ermordung hat alle 
aufgerüttelt.  

Behörden Spiegel: Warum wur-
de die Situation nicht rechtzeitig 
erkannt? 

Marnich: Es wurde zu lange nur 
auf die Politikerinnen und Politi-
ker auf Bundesebene und Landes-
ebene geschaut. Die kommunalen 
Behörden und die haupt- und 
ehrenamtlich Tätigen hatte man 
bei diesem Thema nicht ausrei-
chend im Blick. Durch die Corona-
Pandemie mit ihren restriktiven, 
aber notwendigen Regeln hat sich 
die Situation verschärft. An vielen 
Stellen des kommunalen Lebens 
mussten Entscheidungen getroffen 
und auf Bundes- oder Landesebe-
ne beschlossene Regelungen umge-
setzt werden. Heute konzentrieren 
wir uns viel mehr auf die kommu-
nale Ebene.

Behörden Spiegel: Was ist da-
mals falsch gelaufen?

Marnich: Es gab und gibt bis 
heute eine Art Staatsverdrossen-
heit. Die Leute konnten nicht mehr 
nachvollziehen, wer warum wel-
che Entscheidungen getroffen hat. 
Es gab nicht wirklich Raum für 
Diskussionen. Oft fing es an mit 
kleinsten Dingen, etwa mit Stra-
ßenbau, Bauplanung, Windpark, 
Abwasser, die den Betroffenen 
nicht gefallen haben. Dann erleb-
ten wir, wie mit einer Verrohung 
der Sprache und des Umgangs mit-
einander aufeinander losgegangen 
wurde. Das Klima hatte sich wahn-
sinnig verändert. Das muss man 
auf kommunaler Ebene erst mal 
aushalten können. 

Behörden Spiegel: Wird es eher 
schlimmer oder besser? 

Marnich: Eher schlimmer. 

Behörden Spiegel: Woher kommt 
dieser Unmut? 

Marnich: Es geht um die persön-
liche Betroffenheit der Leute. Es 
geht um ihr Gefühl, nicht wahr-
genommen zu werden mit ihrer 
Meinung. Es geht um ihr Gefühl, 
abgehängt zu sein, weit weg von 
Politik. In ländlichen Peripheren 
bricht vieles zusammen. Die Infra-
struktur funktioniert nicht mehr, 
die demografische Entwicklung 
sorgt dafür, dass die jungen Leute 
wegziehen. Andererseits möchten 
viele an ihrem Status quo festhal-
ten. Sie haben Angst, dass ihnen 
etwas genommen wird.

Behörden Spiegel: Diese Angst  
kann man verstehen.

Marnich: Das Vertrauen in poli-
tische Institutionen sinkt. Unter-
schiedliche Löhne in Ost und West 
zum Beispiel können die Leute 
nicht mehr nachvollziehen. Sie 
fragen sich, wer das so entschei-
det und warum. Die Welt wird im-
mer komplexer, aber der Ruf nach 
einfachen Lösungen wird immer 
lauter. Viele wollen die wahren 
Gründe gar nicht hören. Sie sind 
empfänglich für andere Gruppie-
rungen, die viel versprechen, dies 
aber niemals halten können, weil 
die Realität eine ganz andere ist. 
Zudem sind die Verrohung der 
Kommunikation und der Protest 
salonfähig geworden. Viele fühlen 
sich ermutigt, vermeintlich einfa-
che Lösungen laut zu fordern. Die 
wahren Gründe will keiner hören. 
Und dann gibt es noch eine Grup-
pe, die einfach Angst hat, ihren 
Wohlstand zu verlieren.

Behörden Spiegel: Das ist doch 
menschlich.

Marnich: Ja klar. Das Vertrauen 
in die Kommunalpolitik ist insge-
samt da. In kleineren Kommunen, 
wo man sich kennt, oft noch stär-
ker und größer, das gibt Sicher-
heit. Sehr viele Leute glauben an 
unsere Demokratie und ihre Werte. 
Viele Menschen stehen voll und 
ganz hinter ihren Kommunalpoli-
tikerinnen und Politikern. Das ist 
die Mehrheit. 

Behörden Spiegel: Aber gibt es 
auch Kommunalpolitikerinnen und 
-politiker, die sich verabschieden von 
der Politik, weil sie den Druck nicht 
mehr ertragen?

Marnich: Es gibt viele Fälle. Wir 
haben gemeinsam mit dem BKA 
ein Kommunalmonitoring aufge-
legt, das sich mit den Anfeindungen 
gegenüber Amtsträgern befasst. Da 
geht es nicht um die strafrechtliche 
Seite, sondern auch um das subjek-
tive Empfinden dieser Menschen. 
Oft sind Kommunalpolitikerinnen 
und Politiker von Anfeindungen 
und Hass selbst betroffen. Aber 
nicht nur sie, sondern auch ihre 
Familien. In kleineren Kommunen 
weiß jeder, wo die Bürgermeiste-
rin oder der Bürgermeister wohnt. 
Dann wird es kritisch. 

Behörden Spiegel: Was kann man 
dagegen tun?

Marnich: Die Resilienz der Amts- 
und Mandatsträger ist sehr, sehr 
hoch. Trotzt Drohungen, trotz An-
feindungen und trotz verbaler Ge-
walt sagen sie: „Jetzt erst recht! 
Ich stehe hinter dem, was ich tue, 
ich stehe hinter meinem Amt.“  
Einige ziehen sich dennoch zurück, 
weil für sie die Grenze des Zumut-
baren erreicht ist.

Behörden Spiegel: Dieser Hass 
betrifft offenbar auch die Spitzen-

politiker. Gesundheitsminister Karl 
Lauterbach zum Beispiel wird stark 
angefeindet.  

Marnich: Ja, das ist so. Die Mehr-
zahl der Kommunalpolitikerinnen 
und -politiker arbeitet ehrenamt-
lich. Wir kämpfen seit Langem auch 
für sie. Sie sind besonders schutz-
bedürftig. Wenn diese Ämter weg-
brechen und unattraktiv werden, 
weil die Politikerinnen und Politiker 
Shitstorms oder Gewalt ausgesetzt 
sind, dann will die Aufgabe keiner 
mehr machen. Dann haben wir ein 
Riesenproblem und eine große Ge-
fahr für unsere Demokratie. Wir 
brauchen die Menschen, die sich 
vor Ort engagieren. 

Behörden Spiegel: Wer soll es 
sonst machen…

Marnich: Bürgerschaftliches Enga-
gement ist außerordentlich wichtig. 
Aber es kann die Kommunalpolitik 
nicht ersetzen. Bestenfalls geht es 
Hand in Hand. Aber wenn ich mich 
als Kommunalpolitiker nicht mehr 
traue, meine Meinung zu sagen und 
einzustehen für das, was ich mir auf 
die Fahnen geschrieben habe, dann 
gibt es bald keinen politischen Dis-
kurs mehr. Meinungsfreiheit und 
die Meinungsvielfalt sind aber un-
abdingbar für unsere Demokratie. 

Behörden Spiegel: Gibt es bei den 
Angriffen auf Lokalpolitikerinnen 

und -politikern Unterschiede zwi-
schen Ost und West? 

Marnich: Das Kommunalmonito-
ring mit dem BKA lässt kein klassi-
sches Ost-West, sondern ein Süd-/
Ost-West-Gefälle bei Angriffen er-
kennen. Die Zahl der Angriffe in 
Süd-/Ostdeutschland liegen etwas 
höher als im Westen. Im Westen 
sind 38 Prozent der Menschen von 
Hass, Hetze und Gewalt betroffen. 
Im Süden und Osten sind es 51 
Prozent.

Behörden Spiegel: Welche Rolle 
spielt die AfD dabei?

Marnich:: Sie provoziert, sie ver-
breitet Falschinformationen, sie 
ruft nach einfachen Lösungen. Die 
Debattenkultur in Deutschland 
hat mit dem Aufkommen der AfD 
sehr gelitten. Die AfD nutzt ihre 
Auftritte zur Polarisierung. Nor-
male Diskussionen sind im kom-
munalen Bereich oft schwierig und 
manchmal gar nicht mehr möglich. 
Rufschädigungen und Diffamie-
rungen sind an der Tagesordnung. 
Die AfD macht Stimmung und will 
ihre eigene Agenda durchsetzen.

Behörden Spiegel: Kommt sie da-
mit durch bei den Leuten?

Marnich: Bei manchen schon. Es 
ist für Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitiker enorm 
schwierig, die Lügen und Falsch-
aussagen gerade im Netz zu wi-
derlegen und gegenüber den Bür-
gerinnen und Bürgern richtigzu 
stellen und zu versachlichen. Wir 
müssen es trotzdem tun. Immer 
wieder. Auch bei den kleinsten fal-
schen Details.

Behörden Spiegel: Bekommen 
die Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitiker auch Unterstüt-
zung vom Bund?

Marnich: Ja, sowohl die Bundes-
innenministerin, das Bundeskri-
minalamt als auch der Bundes-
präsident haben sich des Themas 
angenommen. So hat Frank-Walter 
Steinmeier die Schirmherrschaft für 
die Eröffnung der Webseite „Stark 
im Amt“ übernommen, die Betroffe-
nen Unterstützung bieten soll. Die 
Webseite wird von den kommuna-
len Spitzenverbänden gemeinsam 
mit der Körber Stiftung betrieben. 
Das Bundesinnenministerium hat 
eine Allianz zum Schutz kommu-
naler Amts- und Mandatsträger 
gegründet. Zudem hat auch der 
Gesetzgeber reagiert und Straf-
schärfungen und weitergehende 
strafrechtliche Regelungen auch 
für bedrohte Kommunalpolitike-
rinnen und -politiker geschaffen. 

Behörden Spiegel: Was können 
Betroffene von Hasskriminalität da-
gegen tun?

Marnich: Es gibt in den Bun-
desländern Meldestellen wie etwa 
„Hessen gegen Hetze“ sowie bun-
desweit agierende zivilgesellschaft-
liche Organisationen wie Hate Aid, 
die Betroffene beraten und unter-
stützen. In fast allen Staatsan-
waltschaften und beim LKA gibt es 
Telefonnummern, bei denen sich 
Kommunalpolitikerinnen und -poli-
tiker melden können. Sie brauchen 
Ansprechpartner, die beraten und 
unterstützen. Das Anzeigeverhalten 
ist verschwindend gering. Sehr vie-
le Verfahren werden gar nicht erst 
aufgenommen oder sie werden ein-
gestellt, weil man den Täter nicht 
findet. Die Zusammenarbeit der 
Länder untereinander muss besser 
werden, so dass wir eine flächen-
deckende Unterstützungsstruktur 
etablieren können. Aber wir sind 
auf einem gutem Weg.

Die Grenze des Zumutbaren
Viele Kommunalpolitikerinnen und -politiker sind von Anfeindungen betroffen
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„
Es ist enorm schwierig, die Lügen 

und Falschaussagen im Netz zu widerle-
gen und gegenüber den Bürgerinnen und 
Bürgern richtigzustellen und zu versach-
lichen. Wir müssen es trotzdem tun.“ 

Miriam Marnich sieht in den Attacken auf Kommunalpolitikerinnen und 
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